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Transnationale Kooperation und ihr Einfl uss auf Europäisierungs-
prozesse – eine Systematisierung 

VERENA HACHMANN

Zusammenfassung
Dieser Beitrag beschäftigt sich mit Europäisierungsprozessen, 
die durch die INTERREG B-Förderprogramme der EU angesto-
ßen werden. Diese sollen Städten und Regionen in Europa 
dabei helfen, die Herausforderungen zu bewältigen, denen sie 
sich gegenwärtig ausgesetzt sehen. INTERREG B wird im 
Rahmen der europäischen Regionalpolitik inanziert ist und 
speziell auf Maßnahmen im Bereich von Regionalentwicklung 
ausgerichtet. Die Umsetzung erfolgt durch konkrete Projekte, 
und die dabei europaweit entstehenden Netzwerke sind zwar 
jeweils lokal und regional verankert, basieren aber gleichzeitig 
darauf, dass die Akteure mit ähnlichen Organisationen in 
anderen europäischen Staaten in Kontakt treten. Europäisie-
rungsprozesse durch INTERREG B laufen somit außerhalb der 
klassischen EU-Institutionen ab sowie auch ohne deren 
Moderation oder der der Nationalstaaten. 

Der Beitrag analysiert mögliche Europäisierungsprozesse, 
die das Instrument INTERREG auf verschiedene Politikbereiche 
haben kann. Die Intention dieses Beitrags liegt auf der Identi i-
zierung des strukturellen Potenzials der transnationalen 
Programme, das durch Beispiele aus dem INTERREG IVB 
Nordseeraum beleuchtet wird. Dies kann als Grundlage dafür 
dienen, in zukünftigen evaluativen Untersuchungen zu INTER-
REG mögliche Europäisierungsprozesse und ihre Effekte 
systematisch zu analysieren und somit die gesamte Bandbreite 
des Ein lusspotenzials der Programme zu erfassen. 

Europäisierungsprozesse, Regionalpolitik, Sektorpolitik, Förderpro-
gramme INTERREG, Nordseeprojekte

Abstract
Systematising Transnational Cooperation and the Im-
pact it has on Processes of Europeanisation 
This paper looks into processes of Europeanisation that are 
initiatied by the EU’s transnational INTERREG programmes 
(strand B). These were set up to support European cities and 
regions in mastering the most relevant development chal-
lenges they are faced with. INTERREG B is financed by the 
European Regional Development Fund and is specifically 
directed at aspects of regional development. Although the 
projects are implemented at the regional and local level, 
they are based on linking similar institutions in different 
member states.

Processes of Europeanisation initiated by INTERREG B thus 
run outside of classic EU institutions and therefore without 
their or the member states’ facilitation. The article analyses 
potential processes of Europeanisation in various areas of 
policymaking initiated by the transnational INTERREG 
programmes. Thereby, the main focus lies on identifying the 
structural potential of the programmes, which is highlighted by 
several project examples from the North Sea Region. This may 
serve as a basis for future evaluative studies in the ield of 
INTERREG to systematically analyse potential Europeanisation 
processes and their effects and thus to capture the whole width 
of the programmes’ in luences.

 

Processes of Europeanisation, regional politics, sector politics, stimu-
lus programmes INTERREG, North Sea projects

Einleitung
Dieser Beitrag beschäftigt sich mit Euro-
päisierungsprozessen, die durch  Koope-
rationsprojekte im Rahmen der transna-
tionalen Zusammenarbeit des Fonds für 
europäische regionale Entwicklung ange-
stoßen werden. Diese Programme, unter 
dem Namen INTERREG bekannt, fördern 
Projekte im Bereich von Regionalent-

wicklung, die zwar jeweils lokal und re-
gional verankert sind, aber auch darauf 
basieren, Akteure aus verschiedenen eu-
ropäischen Staaten an gemeinsamen The-
men arbeiten zu lassen. Grundsätzlich 
laufen Europäisierungsprozesse durch 
INTERREG daher außerhalb der klassi-
schen EU-Institutionen ab sowie auch 
ohne top-down gesteuerte Moderation. 

Der folgende Beitrag systematisiert Eu-
ropäisierungsprozesse, die das Instru-
ment INTERREG auf verschiedene Poli-
tikbereiche haben kann im Hinblick auf 
mögliche Richtungen politischen Ein lus-
ses. Bisherige Diskussionen, die INTER-
REG in einen Zusammenhang mit Euro-
päisierungsprozessen gebracht haben, 
sind aufgrund des Charakters der Projek-
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te in erster Linie von horizontalen Pro-
zessen ausgegangen (z. B. C  2007; 
P  u. K  M  
2007). Allerdings wurde INTERREG auch 
im Zusammenhang mit der Umsetzung 
des Europäischen Raumentwicklungs-
konzeptes diskutiert und damit als Inst-
rument zur Förderung der Top-down-
Ein lussrichtung einer zwischenstaatli-
chen Initiative (z.B. W  u. S  
2007; G  2005). Dieser Ar-
tikel geht der Frage nach, ob INTERREG 
neben den angesprochenen Top-down-
Ein lüssen durch das in die Jahre gekom-
mene Europäische Raumentwicklungs-
konzept weitere vertikale Prozesse an-
stößt. Die Intention dieses Beitrags liegt 
auf der Identi izierung des strukturellen 
Potenzials der transnationalen Program-
me, das durch Beispiele aus dem INTER-
REG IVB Nordseeraum beleuchtet wird. 
Dies kann als Grundlage dafür dienen, in 
zukünftigen evaluativen Untersuchungen 
zu INTERREG mögliche Europäisierungs-
prozesse und ihre Effekte systematisch 
zu analysieren und somit die gesamte 
Bandbreite des Ein lusspotenzials der 
Programme zu erfassen.

Der Artikel beginnt mit einer kurzen 
Diskussion des Begriffs der ‚Europäisie-
rung‘ sowie einer  Zusammenfassung der 
bereits anderswo diskutierten horizon-
talen Europäisierungsprozesse. Er be-
leuchtet dann den aktuellen Stand der 
Umsetzung von Top-down-Ein lüssen 
durch zwischenstaatliche Raumentwick-
lungsinitiativen im Rahmen transnatio-
naler Kooperation. Schließlich wird ana-
lysiert und anhand von konkreten Pro-
jektbeispielen dargelegt, welche weiteren 
Richtungen von Europäisierung durch 
transnationale INTERREG Projekte mög-
lich sind und in Untersuchungen zu Ef-
fekten der Programme berücksichtigt 
werden sollten. 

Europäisierungsprozesse – eine 
Begriffsbestimmung
In seinem einleitenden Kapitel diskutiert 
C  (dieses Heft) die Bandbreite an 
Verständnissen zum Begriff “Europäisie-
rung” in der Politik- und der geographi-
schen Wissenschaft. Er betont, dass der 

Begriff keine eindeutige De inition hat, 
sondern in vielfältigen Zusammenhängen 
benutzt wird, um unterschiedlichste Phä-
nomene und Prozesse zu beschreiben, 
ein „loose background concept“ (B  
u. L  2005). Das am weitesten 
verbreitete Verständnis von Europäisie-
rung bezieht sich dabei auf den Ein luss 
der EU auf nationale Politiken insgesamt 
(O  2002). Allerdings gibt es neben 
den Veränderungsprozessen auf Druck 
der EU auch solche Prozesse, die den ko-
gnitiven und normativen Rahmen unter-
schiedlichster Akteure formt (R  
2004, S. 11). In beiden Fällen führt Euro-
päisierung zu einer Institutionalisierung 
der europäischen Dimension in nationa-
len Politiken (B  u. W  
2008, S. 228f.). 

Eine der Hauptcharakterisierungen zur 
Beschreibung von Europäisierung ist die 
Richtung der Wirkung bzw. des Transfers. 
Hierbei können zwei Grundrichtungen 
ausgemacht werden: horizontale Prozes-
se zwischen Staaten und Regionen ohne 
die Moderation der EU und vertikale Pro-
zesse zwischen der EU auf der einen Sei-
te und den Staaten und Regionen auf der 
anderen Seite. Bei den vertikalen Prozes-
sen kann wiederum unterschieden wer-
den zwischen Top-down-Prozessen, die 
von der EU-Ebene auf Staaten und Regi-
onen wirken und Bottom-up-Prozessen, 
bei denen nationale und regionale Ideen 
auf EU-Ebene „hochgeladen“ werden. 

Daneben unterscheiden Analysen von 
Europäisierungsprozessen auch relevan-
te Governance-Mechanismen (R  
2004). Transnationale Kooperation kann 
dabei im Zusammenhang mit dem 
Governance-Mechanismus der ‚mode-
rierten Koordination‘ gesehen werden. 
Im Unterschied zu anderen Governance-
Mechanismen, wie Verhandlungen und 
hierarchische Mechanismen, arrangiert 
die EU hier Kooperationsarenen für die 
Mitgliedstaaten, ohne gleichzeitig ver-
bindliche Gesetzgebung bzw. Vorgaben 
zu produzieren (R  2004, S. 13; 
W  et al. 2003). Stattdessen wer-
den Möglichkeiten für gemeinsames Ler-
nen und die Diffusion von Best Practice 
geschaffen. 

Ein weiterer Punkt, der im Zusammen-
hang mit Europäisierungsprozessen ge-
nannt wird, betrifft die Effekte einer mög-
lichen Harmonisierung. R  (2004, 
S. 14) benutzt hierfür auch den Begriff 
der ‚Konvergenz‘ und versteht diese ent-
lang eines möglichen Kontinuums1. Mini-
male Konvergenz liegt nach R  be-
reits dann vor, wenn Akteure beginnen, 
ein gemeinsames ‚europäisches‘ Vokabu-
lar zu verwenden. ‚Kognitive Konvergenz‘ 
bezeichnet die Annäherung von Paradig-
men und Best Practice Ideen. Wenn Ak-
teure darüber hinaus damit beginnen, in 
ähnlicher Art und Weise Entscheidungen 
zu fällen, kann von Konvergenz auf Ent-
scheidungsebene geredet werden. Ergeb-
niskonvergenz schließlich würde bedeu-
ten, dass Entscheidungen und Maßnah-
men sogar zu ähnlichen Ergebnissen auf 
nationaler Ebene führen. Zu welchem 
Grad von Harmonisierung Europäisie-
rungsprozesse führen können, kann im 
Einzelfall sehr unterschiedlich sein und 
mag auch von der Richtung der Europäi-
sierung abhängen.

Die INTERREG B-Programme 
im Rahmen der Regionalpolitik 
der EU
Die EU hat mit dem Fonds für die Regio-
nale Entwicklung (EFRE) als Teil der Re-
gionalpolitik ein Budget angesetzt, das 
Programme im Bereich Regional- und 
Wirtschaftsentwicklung, verbesserter 
Wettbewerbsfähigkeit und territorialer 
Kooperation unterstützt. Dabei ist die 
Kooperation zwischen europäischen Re-
gionen und die Entwicklung von gemein-
samen Lösungen für Problembereiche 
wie Stadt-, Land- und Küstenentwick-
lung, Wirtschaftsförderung und Um-
weltmanagement eins von den insge-
samt drei Zielen des EFRE, dem Ziel der 
„Europäischen Territorialen Zusammen-
arbeit“ (Ziel 3). Dieses Ziel baut auf dem 
Erfolg und den Erfahrungen der Gemein-
schaftsinitiative INTERREG aus den ver-
gangenen Jahren auf und fördert die Zu-

1 Der von R  (2004) benutzte Begriff  der Konvergenz 
unterscheidet sich grundlegend vom Begriff , der im 
Rahmen der Strukturfonds-Ziele verwendet wird und sich 
auf Unterstützung der wirtscha  lichen Entwicklung der 
ärmsten Regionen der EU bezieht.
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sammenarbeit zwischen europäischen 
Regionen auf grenzüberschreitende 
(Strang A), transnationale (Strang B) 
und interregionale (Strang C) Art. 

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der 
transnationalen Dimension europäischer 
Kooperation, die sich auf Aspekte von 
räumlicher Entwicklung in größeren Ko-
operationsräumen konzentriert (in Fol-
genden INTERREG B genannt). Das Haupt-
ziel der hier geförderten Programme ist 
in der Programmperiode 2007-2013 die 
Generierung koordinierter, strategischer 
und regionaler Antworten auf gemeinsa-
me Herausforderungen im Bereich Inno-
vation, Umwelt, Erreichbarkeit und nach-
haltiger Stadt- und Regionalentwicklung. 
Die Kooperation durch INTERREG basiert 
dabei auf so genannten ‚Operationellen 
Programmen‘, die von allen relevanten 
Partnerstaaten unterzeichnet wurden. 
Die dort de inierten Themen und Maß-
nahmen werden in transnationalen Pro-
jekten in Form von Bottom-up-Initiativen 
umgesetzt. 

Die INTERREG B-Programme sind in 
erster Linie durch den Governance-Me-
chanismus der moderierten Koordinati-
on geprägt und basieren auf horizonta-
lem Austausch und Transfer zwischen 
den Mitgliedstaaten. Im Gegensatz zu an-
deren EU-Politikfeldern ist der Gover-
nance-Mechanismus der Regionalpolitik 
weniger stark durch regulative Eingriffe 
geprägt, sondern durch einen Rahmen, 
der Fördermittel bereit stellt. Dieser soll 
europäische Regionen zu mehr Wachs-
tum und Wettbewerbsfähigkeit führen 
und es ermöglichen, Ideen, Konzepte und 
„gute Praktiken“ auszutauschen (E -

 K  2011). Große Teile 
der europäischen Regionalpolitik sowie 
ihrer Förderprogramme wie INTERREG 
weisen daher starke Bottom-up-Aspekte 
auf. Dennoch müssen die inanzierten 
Maßnahmen in den von der EU vorgege-
ben Politikrahmen passen (z.B. EFRE Ver-
ordnung, R   E  U  
2006), während sie gleichzeitig auf der 
Initiative der (sub)nationalen Ebene be-
ruhen. 

Die Europäische Kommission setzt mit 
der EFRE-Richtlinie einen sehr generel-

len Rahmen zur Förderung durch Pro-
jekte der transnationalen Kooperation 
(in Top-down-Manier), der später durch 
die Operationellen Programme jedes Ko-
operationsraumes mit Leben gefüllt 
wird. Die Entstehung der letztgenannten 
wiederum ist ein zyklischer Prozess, der 
als zwischenstaatliche Verhandlung be-
ginnt, als deren Ergebnis ein Entwurf 
verabschiedet wird, der dann wiederum 
von der Europäischen Kommission an-
genommen werden muss und später 
von den Mitgliedstaaten umgesetzt wird. 
Hierauf folgt das Antragsverfahren der 
Projekte in Bottom-up-Manier, bei dem 
die Herausforderungen, Ziele und ge-
planten Maßnahmen der Anträge meist 
auf lokalen und regionalen Bedürfnissen 
beruhen (Bottom-up-Ansatz). Der fol-
gende Bewertungsprozess beurteilt ne-
ben der Qualität der Projekte auch die 
Frage, wie gut diese in das entsprechen-
de Programm passen (Top-down-An-
satz). 

Die Umsetzung der Regionalpolitik ist 
daher durch sehr interaktive Beziehun-
gen zwischen verschiedenen Ebenen ge-
prägt. Die Komplexität solcher Multi-Di-
mensionalität der Politik beein lusst 
letztendlich auch mögliche Europäisie-
rungsprozesse, die vor einem solchen 
Hintergrund ablaufen sowie mögliche 
Ein lussrichtungen, die diese Prozesse in 
INTERREG-Programmen annehmen kön-
nen. Zusammengefasst lässt sich also sa-
gen, dass transnationale Kooperation im 
Rahmen von Ziel 3 die politischen Ziele 
der europäischen und nationalen Poli-
tikdebatten mit den vor Ort gefühlten 
Bedürfnissen zusammenbringt. Somit 
kann INTERREG auch als Top-down-Sti-
mulus für Bottom-up-Prozesse verstan-
den werden (B  u. W  
2008, S. 235). 

Systematisierung von Europäisie-
rungsprozessen durch INTERREG B
Im Folgenden wird zunächst kurz auf 
das Potenzial horizontaler Europäisie-
rungsprozesse durch INTERREG B ein-
gegangen. Wie oben diskutiert, arbeitet 
INTERREG B vor allem über die horizon-
tale Europäisierung von lokaler, regio-

naler und nationaler Politik. Dennoch 
gehen einige Effekte von INTERREG B-
Projekten über horizontale Austausch-
prozesse zwischen Mitgliedstaaten, Re-
gionen und Gemeinden hinaus. Die fol-
genden Kapitel beschäftigen sich daher 
mit möglichen vertikalen Prozessen, die 
durch transnationale Kooperation initi-
iert werden. Dies wird sowohl im Rah-
men der bereits erwähnten zwischen-
staatlichen Initiativen als auch von EU 
Sektorpolitiken sowie Prozessen des 
‚Politikhochladens‘ in Bottom-up-Ansät-
zen konzeptionalisiert. 

Horizontale Europäisierungsprozes-
se durch INTERREG B
Wie bereits oben erwähnt, wurde IN-
TERREG B bisher – wenn überhaupt – 
vor allem im Zusammenhang mit hori-
zontalen Europäisierungsprozessen dis-
kutiert. Diese laufen nicht durch 
Anpassungsdruck an EU-Politik ab, son-
dern werden durch die Diffusion von 
Ideen und Diskursen über ‚Good Policy’ 
and ‚Best Practice’ ausgelöst (R  
2003, S. 41). In diesem Kontext stellen 
die INTERREG B-Programme eine länder-
übergreifende Politikaustausch-Plattform 
(R  2000) dar, die zwar europä-
ische Ziele unterstützt, aber auf der vor 
allem die regionale und lokale Ebene 
ihr Know-how, ihre Ideen und Strategi-
en austauscht, zusammen an gemeinsa-
men Themen arbeitet und dabei von- 
und miteinander lernen kann. Ein luss-
kanäle sind dabei Ideen, Informationen, 
Diskurse sowie Lern- und Sozialisations-
prozesse, die durch Benchmarking, Wis-
senstransfer, peer review und gemein-
same Projekte entstehen bzw. ausge-
tauscht werden. Dabei geht es auch 
darum, die europäische Dimension der 
Probleme zu identi izieren, „a compari-
son of situations in all the countries, al-
lowing for the sharing of some common 
representations, opening the way to a 
common perception of problems, and 
enlarging the choice of possible respons-
es, thanks to the exchange of ‘good prac-
tices’” (B  et al. 2006, S. 533). Hier-
auf au bauend können gemeinsame Ak-
tionen beschlossen werden, die 
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ihrerseits dann Prozesse der europäi-
schen Integration, aber auch deren In-
ternalisierung innerhalb der existieren-
den Politikkontexte auf (sub)nationalem 
Niveau unterstützen (K  u. L -

 1999, S. 14). 
Grundsätzlich folgt die INTERREG-Lo-

gik der Identi izierung gemeinsamer He-
rausforderungen, eines gemeinsamen 
Handlungsrahmens und gemeinsamer In-
strumente. Die Projektpartner erarbeiten 
laut Programmlogik gemeinsame Lösun-
gen zu Themen, die aufgrund ihres Cha-
rakters oder ihrer Komplexität innerhalb 
eines Landes nicht ohne weiteres zufrie-
den stellend gelöst werden können. Aller-
dings muss transnationale Kooperation 
in der Förderperiode 2007-2013 unbe-
dingt über reine Austauschprozesse und 
die Identi izierung möglicher Strategien 
hinausgehen. Projekte müssen nachwei-
sen können, dass sie einen eindeutigen 
Mehrwert durch die Zusammenarbeit er-
reichen und darüber hinaus identi izier-
te Lösungsstrategien vor Ort auch tat-
sächlich umsetzen. Prozesse von Politik-
transfer müssen, um wirksamen Ein luss 
auf lokaler und regionaler Ebene zu ha-
ben, nicht nur wirklich stattgefunden ha-
ben, sondern es muss auch zu Prozessen 
von Organisationslernen und ‘lesson-dra-
wing’ (R  1993) auf Ebene der betei-
ligten lokalen und regionalen Institutio-
nen gekommen sein (H  2008). 
Organisationslernen und die sich an-
schließende institutionelle Anpassung 
sind Voraussetzung für die längerfristige 
Wirkung der Projektergebnisse auf loka-
ler und regionaler Ebene sowie für die 
Entstehung eines Mehrwerts gegenüber 
einer Situation ohne Kooperation. 

Dabei führen horizontale Europäisie-
rungsprozesse nicht unbedingt zu Har-
monisierung. Austauschprozesse sind 
freiwillig und wenn es zu Transferprozes-
sen kommt, so werden  Transferobjekte 
zumeist den lokalen Bedingungen ange-
passt. Mit Bezug auf R s Konzept 
der ‚Konvergenz‘ als Effekte von Europä-
isierung, liegen Effekte von horizontalen 
Prozessen im Rahmen von INTERREG B 
eher im Bereich gemeinsamer De initio-
nen oder ‚kognitiver Konvergenz‘.

Top-down-Ein luss zwischenstaatli-
cher Initiativen durch INTERREG B
Obwohl die EU eine supranationale In-
stitution mit Ein lussmacht auf die Po-
litik ihrer Mitgliedstaaten darstellt, wird 
in ihrem hybriden Charakter ihre sup-
ranationale Autorität von der zwischen-
staatlichen lankiert. In diesen Bereich 
der zwischenstaatlichen Zusammenar-
beit und Politikgestaltung fallen etwa 
das Europäische Raumentwicklungs-
konzept (EUREK) und sein Nachfolge-
dokument ‚Territoriale Agenda‘ (TAEU) 
bzw. die aktualisierte Version der TAEU 
2020.

Die Rolle von INTERREG B bei der Um-
setzung zwischenstaatlicher Initiativen 
wie des EUREKs wurde in einzelnen Stu-
dien eingehend diskutiert und unter-
sucht (z.B. W  u. S  2007; 
D  u. N  2007). Aufgrund strategi-
scher Veränderungen der INTERREG B-
Programme ist dieser Ein lussbereich al-
lerdings inzwischen stark zurückgegan-
gen. Ein kurzer Blick in die gemeinsame 
Geschichte von INTERREG als Umset-
zungsinstrument des EUREK und auf die 
Veränderungen seit 2007 macht dies ver-
ständlich.

Die transnationale Ausrichtung der IN-
TERREG-Programme wurde während des 
Erstellungsprozesses des Europäischen 
Raumentwicklungskonzeptes 1999 eta-
bliert. Die INTERREG B-Programme ab 
dem Jahr 2000 (INTERREG III B) sollten 
bei der Unterstützung einer nachhaltigen, 
harmonischen und ausgewogenen Ent-
wicklung der europäischen Regionen mit-
wirken (E  K  2000, 
S. 7). Das EUREK selbst identi izierte IN-
TERREG mit seiner koordinierenden 
Funktion der räumlichen Entwicklung als 
seinen Hauptumsetzungskanal (E -

 K  1999, S. 39). Der Be-
zug zum EUREK war in den INTERREG B-
Programmen eines der Kernkriterien zur 
Projektauswahl.  Studien, die die Umset-
zung der EUREK-Ziele in den INTERREG-
III-B-Programmen und ihren Projekten 
untersucht haben (D  u. N  2007; 
W  u. S  2007; P  
2005), konnten allerdings nur einen ge-
ringen Ein luss des EUREK feststellen. 

In neuerer Zeit haben die Territoriale 
Agenda (TAEU) und ihr Hintergrund-Do-
kument ‚Territoriale Ausgangslage und 
Perspektiven der Europäischen Union‘ 
(I  M   
S    -

 Z  2007) den Be-
griff des „planning for Europe” (B  
u. W  2008) wieder aufgegrif-
fen. Ähnlich wie das EUREK wurden bei-
de Dokumente in einer zwischenstaatli-
chen Initiative der Mitgliedstaaten vor-
bereitet. Als die TAEU von den für 
Raumplanung und -entwicklung zustän-
digen EU-Ministern im Mai 2007 ange-
nommen wurde, war die Programmie-
rung der neuen INTERREG B-Program-
me zum großen Teil bereits 
abgeschlossen. Somit können weder die 
EFRE-Verordnung von Juli 2006 noch die 
Gemeinschaftlichen Leitlinien zur Kohä-
sion von Oktober 2006 die Leitlinien der 
TAEU berücksichtigen. 

Dies wird begleitet von der Abkehr der 
INTERREG B-Programme von Fragen der 
Raumplanung hin zu thematischen Prio-
ritäten wie Innovation und Umwelt und 
ihre Ausrichtung auf einen “stärker stra-
tegischen Ansatz”. Inzwischen gibt es nun 
in der EFRE-Verordnung keine Verp lich-
tung mehr für Projekte, einen integrier-
ten räumlichen Ansatz zu verfolgen (R  

 E  U  2006, Arti-
kel 6), stattdessen soll die Umsetzung der 
Lissabon- und Göteborg-Strategien der 
Union gefördert werden. Somit haben 
sich die INTERREG B-Programme von ei-
nem Politikfeld ohne klares EU-Mandat 
ab- und der Umsetzung von Politikzielen 
existierender Querschnittspolitiken der 
EU zugewendet. Die transnationalen Pro-
gramme und Projekte stehen nun vor der 
Herausforderung, Antworten auf die An-
forderungen der Lissabon- und Göte-
borg-Strategien aus räumlicher Perspek-
tive zu inden, müssen aber auch weiter-
hin einen Beitrag zur Entwicklung der 
Kooperationsräume insgesamt leisten 
(z.B. T  N  S  P  2008, 
S. 39). So verlangt die EFRE-Verordnung 
z.B. von Innovationsprojekten, dass die-
se „direkt zu einer ausgewogenen Ent-
wicklung transnationaler Räume beitra-
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gen“ (R   E  U  
2006, Artikel 6). Folglich beschäftigt sich 
dennoch nach wie vor eine Vielzahl der 
Projekte mit Themen der räumlichen 
Entwicklung. 

Die Operationellen Programme von IN-
TERREG IV B verweisen durchaus auf die 
TAEU. Während einige diese als einen von 
vielen europäischen Politikbereichen be-
handeln (z.B. Operationelles Programm 
Nordseeregion), positionieren andere IN-
TERREG IV B eindeutig als Mittel zur Um-
setzung der TAEU (z.B. Operationelles 
Programm Ostseeregion) bzw. nutzen 
den Bezug zwischen Projekt und TAEU 
als Auswahlkriterium (in Programmraum 
Nordwesteuropa). Allerdings zeigen z.B. 
die momentan im Nordseeraum geförder-
ten Projekte, dass sich nur ein verschwin-
dend geringer Anteil auf die TAEU und 
ihre Politikziele bezieht.

Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass INTERREG B in der Vergangenheit 
nachweislich als Top-down-Kanal für die 
Umsetzung des EUREK gedient hat, wo-
bei die Effekte durchaus kritisch zu se-
hen sind (s.o.). Obwohl die jetzigen Ope-
rationellen Programme der Kooperati-
onsräume durchaus Hinweise auf die 
TAEU enthalten, beinhalten die Bewer-
tungsprozesse für die INTERREG-IV-B-
Projekte oft keine Evaluation ihrer Rele-
vanz für die räumliche Entwicklung. 
Während die INTERREG-III-B-Program-
me Fragen der Raumentwicklung als ih-
ren Ausgangspunkt betrachteten und 
hierzu entsprechende Umsetzungspro-
jekte förderten, orientieren sich die IN-
TERREG-IV-B-Programme an der eher 
allgemeinen EU-Politik und dem Ver-
such, diese auf regionale, transnationale 
Initiativen herunter zu brechen. Der Ka-
nal der zwischenstaatlichen Initiativen 
hat demnach zunächst stark an Bedeu-
tung für INTERREG B eingebüßt, mit den 
entsprechenden Folgen für das Gewicht, 
das einem „planning for Europe”-Ansatz 
oder der Europäisierung der Raumpla-
nung bleibt. Es bleibt abzuwarten, in-
wiefern in der Förderperiode ab 2014 
das im Lissabon-Vertrag 2009 festge-
schriebene Ziel der ‚territorialen Kohä-
sion’ und die TAEU 2020 sich auf die EF-

RE-Verordnung und damit auf INTER-
REG B-Programme auswirken werden.

Weitere Top-down-Europäisierungs-
prozesse durch INTERREG B – 
EU-Sektorpolitiken
Mit der Hochwasserrichtlinie (HWRL) 
hat die EU 2007 neben der Wasserrah-
men-Richtlinie (WRRL) ein weiteres In-
strument der Wasserpolitik geschaffen. 
Beide Instrumente sind Teil der europä-
ischen Umweltpolitik und müssen von 
den EU-Mitgliedstaaten durch die Erstel-
lung von Hochwassergefahren- und 
Hochwasserrisikokarten und bis 2015 
durch Hochwasserrisiko-Management-
pläne umgesetzt werden. Beide Richtli-
nien verlangen einen integrierten Was-
sermanagement-Ansatz auf Ebene der 
Flusseinzugsgebiete, sie unterscheiden 
sich aber insofern, als die HWRL sich auf 
quantitative Aspekte von Überschwem-
mungsrisiken fokussiert, während bei 
der WRRL die Wasserqualität im Vorder-
grund steht. In Einzelfall kann dies 
durchaus zu Interessenkon likten zwi-
schen den beiden Richtlinien führen. 

Das INTERREG-IV-B-Projekt SAWA 
entwickelt für den Nordseeraum eine 
Strategie, wie die HWRL so umgesetzt 
werden kann, dass sie mit den Anforde-
rungen der WRRL in Übereinstimmung 
ist. Die Umsetzung der Richtlinien stellt 
für die Mitgliedstaaten besonders durch 
die unterschiedlichen rechtlichen, insti-
tutionellen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen eine Herausforderung 
dar. Das Projekt beabsichtigt, existieren-
de Wassermanagement-Systeme lexibel 
an Effekte von Extrem-Hochwasser an-
zupassen, die sich durch den Klimawan-
del mehren werden. Daneben geht es 
auch darum, lokale „Lern- und Aktions-
allianzen“ aufzubauen, die den erforder-
lichen Beteiligungsprozess zur Erstel-
lung der Hochwasserrisiko-Manage-
mentpläne begleiten (SAWA 2011). 
Damit greift SAWA die Verp lichtung der 
Mitgliedstaaten auf, die HWRL umzuset-
zen bzw. gestaltet diese aktiv mit.  Ne-
ben den freiwilligen horizontalen Aus-
tauschprozessen arbeitet SAWA also 
auch an der Entwicklung einer transna-

tionalen Umsetzungsstrategie für eine 
Top-down-EU-Politik. 

Wie oben bereits diskutiert, folgt die 
EU-Regionalpolitik selbst nicht dem An-
satz, Top-down-EU-Politikvorlagen auf 
mitgliedstaatlichem Niveau durchzuset-
zen, sondern einem Ansatz, der auf der 
Formulierung noch breit gefasster Richt-
linien für die Umsetzung der Fonds be-
ruht, die dann durch Bottom-up-Initiati-
ven mit Leben gefüllt werden. Top-down-
Ein lüsse durch die Regionalpolitik selbst 
und den EFRE-Rahmen sind deshalb 
schwach, eher rahmengebend und haben 
zu den Sektorpolitiken keinen vergleich-
baren direkten Ein luss. Schaut man sich 
die Förderprioritäten der transnationalen 
Förderprogramme genauer an, wird deut-
lich, dass sich von den vier Prioritäten der 
EFRE-Verordnung (R   -

 U  2006) nur die ‘nachhalti-
ge Stadtentwicklung’ auf eine Politik mit 
direktem räumlichen Bezug bezieht. Die 
anderen drei, ‘Innovation’, ‘Umwelt’ und 
‘Zugänglichkeit’ (wenn sie auch durchaus 
raumwirksam sein können) beziehen sich 
auf Politikfelder, die durch eigene EU-Man-
date reguliert sind (‘Forschung & Innova-
tion’, ‘Transport’ und ‘Umwelt’). 

Im Operationellen Programm des Ost-
seeraumes ist der Zusammenhang zwis-
chen INTERREG B und den Sektorpolitiken 
expliziter beschrieben als im Nordsee-
programm: „through the chosen priori-
ties the programme corresponds to rele-
vant EU sector policies – yet in contrast 
with support programmes for given sec-
tor – it promotes actions conducive to in-
tegrated territorial development using a 
multi-stakeholder approach (engagement 
of various sectors and authority levels)” 
(B  S  R  P  2007, 
S. 46). Projekte werden demnach aufge-
fordert, relevante Sektorpolitiken in den 
Projektanträgen zu berücksichtigen. IN-
TERREG B verfügt in einigen Fällen also 
durchaus über vertikale Europäisierungs-
effekte, indem es Top-down-Ein lüsse der 
EU-Politik auf Projekte erlaubt und sogar 
explizit fördert. 

Im Folgenden wird eine Analyse der 
derzeit geförderten INTERREG B-Projek-
te im Nordseeraum im Hinblick auf die 
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Umsetzung von EU-Sektorpolitiken vor-
genommen (Tab. 1).

Insgesamt stellen knapp 75 % der Pro-
jekte einen Bezug zu EU-Sektorpolitiken 
her. Es ist festzustellen, dass sich eine 
ganze Reihe von Projekten auf den Be-
reich der EU-Umweltpolitik beziehen, v.a. 
auf die Wasserrahmenrichtlinie und die 
Hochwasserrichtlinie. Daneben ist – im 
Nordseeraum nicht verwunderlich, da 
viele teilnehmende Regionen Küstenre-
gionen sind – der Bereich der maritimen 
EU-Politik von Bedeutung. Ein weiterer 
stark vertretender Bereich ist die EU-Ver-
kehrspolitik, es inden sich vor allem Be-
züge zum Weißbuch ‘Europäische Ver-
kehrspolitik’. Als weiterer wichtiger Be-
reich ist die Klima- und Energiepolitik 
der EU aufzuführen. Trotz ihrer Bedeu-
tung für räumliche Prozesse sind Bezüge 
zur EU-Landwirtschaftspolitik eher rar.

Grundsätzlich lassen sich drei Gruppen 
von Projekten identi izieren. Eine erste 
Gruppe bezieht sich nicht auf EU-Sektor-
politiken. Eine weitere Gruppe enthält 
sehr explizite Bezüge zu EU-Politiken 
und möchte die Umsetzung aktiv unter-
stützen. Eine dritte Gruppe schließlich 
bezieht sich zwar auf EU-Politiken, stellt 
diese jedoch nicht in den Vordergrund. 
Im letzten Fall sprechen Projekte davon, 
bestimmte Politiken bei der Umsetzung 
zu beachten und im Zusammenhang zu 
diesen zu stehen sowie zu ihrer Umset-
zung beizutragen, aber es handelt sich 
dabei in der Regel eher um Nebeneffek-
te. Wahrscheinlich be inden sich in die-
ser Gruppe auch solche Projekte, die 
nicht über die Erwähnung entsprechen-
der Politiken im Antrag hinausgehen. Im 
Verlauf der Projektbearbeitung mag im 
ein oder anderen Fall die Beschäftigung 
und Diskussion entsprechender Politiken 
im Projekt allgemein und im Bezug auf 
die Umsetzung der Pilotprojekte dann 
weniger statt inden, als aus Antragssicht 
zunächst erscheinen könnte. Einige Pro-
jekte gehen daneben auch explizit über 
die Anforderungen relevanter EU Fach-
politiken hinaus oder versprechen, diese 
in einer Art und Weise umzusetzen, die 
ef izienter ist als die of iziell von EU-Sei-
te vorgesehene. 

Natürlich haben die Sektorpolitiken ihre 
eigenen Ein lusskanäle auf mitgliedstaat-
liche Politik, da die Umsetzung von EU-
Direktiven für nationale, regionale und 
lokale Behörden in allen Mitgliedstaaten 
verbindlich ist. Allerdings können sie 
eine zusätzliche Dynamik durch INTER-
REG-Projekte bekommen, wenn transna-
tionale Kooperation und kollaborative 
Methoden dabei helfen, den Regionen 
Zeit und Geld bei der Umsetzung der Vor-
gaben zu sparen. Die meisten Projekte 
gehen dabei weit über die Umsetzungs-
bestimmungen der Richtlinien hinaus 
und arbeiten beispielsweise im Kontext 
einer ef izienteren Umsetzung und schaf-
fen somit einen Mehrwert zu den Prozes-
sen, die ohnehin ablaufen. Einige Projek-
te arbeiten auch an einer abgestimmten 
Umsetzung mehrerer Richtlinien und Po-
litiken gleichzeitig (wie im Beispiel 
SAWA) und tragen somit zur Einhaltung 

und Kohärenz verschiedener EU-Politi-
ken bei. 

Dennoch muss die Perspektive von IN-
TERREG B-Projekten viel breiter blei-
ben, indem sie auch Fragen der Regio-
nalentwicklung sowie der räumliche 
Wirkung der beabsichtigten Lösungen 
nicht außer Acht lassen dürfen (T  
N  S  P  2008). Ein wei-
terer Aspekt der Top-down-Ein lüsse 
durch Sektorpolitiken besteht in ihrem 
Einwirken auf Prozesse der Raument-
wicklung durch INTERREG B-Projekte. 
Diese wird auch unabhängig von INTER-
REG durch verschiedenste EU-Sektorpo-
litiken beein lusst, allerdings kann die 
gleichzeitige Berücksichtigung beider in 
den Projekten zusätzlich den Ein luss 
der Sektorpolitiken auf die Raument-
wicklung verstärken.

Mit Blick auf mögliche Harmonisie-
rungsprozesse durch transnationale Ko-

Tab. 1: Bezugnahme von 46 geförderten INTERREG IVB-Projekten im Nordseeraum zu 
EU-Sektorpolitiken (Genehmigungsstand April 2011)
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operation im Rahmen von INTERREG 
kann festgehalten werden, dass Top-
down-Prozesse wesentlich stärker auf 
Harmonisierungen abzielen und dabei oft 
das EU-Ziel eines EU-Binnenmarktes ver-
folgen. Auf R s Kontinuum der 
Konvergenz sind hier auch ‚höhere‘ For-
men von Konvergenz wie ‚Entscheidungs-
konvergenz‘ anzu inden, die beispielswei-
se im Beispiel des Projektes SAWA in ähn-
lichen Hochwassermanagementplänen 
bestehen könnte.

Bottom-up-Europäisierungpro-
zesse durch INTERREG B
Zusätzlich zu horizontalem Austausch 
zwischen Regionen sowie der ‚Trickle-
down’-Effekte europäischer Politiken in 
die Regionen können in INTERREG B 
auch Transferprozesse beobachtet wer-
den, die sich in Bottom-up-Richtung be-
wegen. Dieser Blickwinkel der Europäi-
sierung dreht die Perspektive um, dass 
(sub)nationale Veränderungen das Er-
gebnis von Europäisierungsprozessen 
‚von oben’ sind. In diesem Fall indet Eu-
ropäisierung umgekehrt durch die Beein-
lussung von EU-Politikbereichen durch 

Staaten und Regionen statt (R  
2004, S. 4). Diese Prozesse können wie-
derum unterschieden werden in das 
“Hochladen“ von Politik im Allgemeinen 
und Prozesse des Au baus von transnati-
onalen Institutionen als spezi isches Pro-
jektergebnis. 

Im Folgenden werden 46 Projekte des 
INTERREG-IV-B-Nordseeraumes (Geneh-
migungsstand April 2011) analysiert. 
Hierbei zeigt sich, dass knapp die Hälfte 
aller genehmigten Projekte Bottom-up-
Ansätze aufweist. Darunter wurden sol-
che Projekte gezählt, die nicht nur hori-
zontal arbeiten und ihre Ergebnisse spä-
ter untereinander zugänglich machen, 
sondern die explizit ihre Ergebnisse auf 
höhere räumliche Ebenen ‚heben‘ bzw. 
Strukturen schaffen wollen, die weit über 
die eigentliche Projektpartnerschaft hin-
aus von Bedeutung sein sollen. Von ins-
gesamt 24 Projekten mit Bottom-up-An-
satz beziehen sich 20 Projekte auf Pro-
zesse von ‚policy uploading‘ und vier Pro-
jekte auf die Vorbereitung bzw. Umset-

zung transnationaler Strukturen und fünf 
Projekte auf beide Ansätze. Bei einigen 
hängen die beiden Elemente auch funk-
tional zusammen, wenn z.B. eine perma-
nente transnationale Arbeitsgruppe eta-
bliert wird (transnationale Struktur), die 
zur Beein lussung von EU-Politik genutzt 
wird (‚policy uploading‘). 

Es wurden nur solche Projekte dem 
‚policy uploading‘-Ansatz zugeordnet, die 
eine aktive und vertikale Disseminie-
rungsstrategie verfolgen, nicht aber sol-
che, die horizontalen Transfer ermögli-
chen wollen. Ähnlich verhält es sich im 
Bereich der Schaffung transnationaler 
Strukturen: obwohl es eine ganze Reihe 
von Projekten gibt, die Plattformen zum 
Austausch relevanter Akteure, für Wirt-
schaftsförderung, oft auch mit Trainings-
einrichtungen, einrichten wollen, gehen 
diese selten über den Kreis der beteilig-
ten Partner hinaus und sind in der Regel 
keine permanenten Institutionen. Als 
Projekte, die transnationale Strukturen 
im Sinne eines Bottom-up-Ansatzes eta-
blieren, werden hier nur solche verstan-
den, die allgemein zugängliche Struktu-
ren schaffen bzw. die übergeordnete Ebe-
nen einbeziehen.

Obwohl das Bild zunächst recht ein-
drucksvoll ist und dabei zeigt, wie stark 
Projekte Forderungen der Programm-
ebene nach einem stärkerem Kommuni-
zieren ihrer Ergebnisse und der Schaffung 
dauerhafter Strukturen nachgekommen 
sind, wird doch bei näherem Blick offen-
sichtlich, wie unterschiedlich konkret die 
Projekte dabei werden. Grundsätzlich las-
sen sich die 24 Projekte mit Bottom-up-
Ansätzen in zwei Gruppen teilen (Tab. 2): 
in diejenigen, die sich bereits im Antrag 
konkret damit beschäftigt haben, wie der 
Bottom-up-Ansatz verfolgt werden soll 
und z.B. im Falle von ‚policy uploading‘ im 
Vorfeld das wer, was, wo und wie der Kom-
munikations- und Lobbyingstrategie klä-
ren und diejenigen, die dies nicht tun. 
Grundlage zur Einteilung in diese beiden 
Gruppen sind jeweils die Projektanträge, 
die für viele Projekte auch die einzige 
schriftliche Strategiebeschreibung blei-
ben. Als ‚unkonkret‘ wurden jeweils sol-
che Projekte bewertet, die entweder kei-

ne näheren Angaben zu dem Ziel der Po-
litikbeein lussung machen oder aber nur 
einen Teilaspekt näher erläutern. Zu letz-
teren gehören solche Projekte, die zwar 
ihre Zielgruppen de inieren, aber wie und 
mit welchen Instrumenten und Kommu-
nikationsinhalte sie diese erreichen wol-
len, offen lassen oder aber Projekte, die 
de inieren, was sie kommunizieren wol-
len, aber nicht an wen.

Grundsätzlich lässt sich sagen, dass 
alle Projekte, die die Etablierung trans-
nationaler Strukturen anstreben, in ihren 
Anträgen bereits recht konkrete Aussa-
gen dazu machen konnten, welche Struk-
turen sie wie etablieren wollen und so-
mit in die erste Gruppe fallen. Von den 
übrigen 15 Projekten, die sich mit ‚policy 
uploading‘ beschäftigen, lassen sich le-
diglich sieben der ‚konkreten‘ Gruppe zu-
ordnen, während acht Projekte noch sehr 
vage bleiben.

Eine noch wenig detailreich ausgeführ-
te Strategie in Projektanträgen ist nicht 
per se negativ zu sehen. Innovative, kre-
ative Prozesse sind selten im Vorfeld ge-
nau zu bestimmen und INTERREG er-
laubt eine gewisse Flexibilität, noch nicht 
absehbare Prozesse auch zuzulassen. 
Hierfür ist es dann aber wichtig, dass 
Projekte die Prozessperspektive bewusst 
aufgreifen und noch wenig de inierte As-
pekte im Laufe der Zeit weiter konkreti-
sieren. Problematisch wird es erst dann, 
wenn solche Elemente ein reiner Appen-
dix bleiben, den man nur deshalb aufge-

Tab. 2: Übersicht INTERREG IVB-Projekte 
im Nordseeraum mit Bottom-up-Ansätzen
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nommen hat, um seinem Projekt mehr 
Transnationalität, mehr Umsetzungsbe-
zug und damit höhere Genehmigungs-
chancen zu geben.

A. ‘Policy uploading’
Neun Regionen rund um die Nordsee ha-
ben sich im Projekt Waterways for 
Growth zusammengetan, um gemeinsam 
die Potenziale von Binnenwasserstraßen 
für regionale Wirtschaftsentwicklung 
insbesondere durch die Freizeitindustrie 
zu erkunden und besser zu nutzen. Da 
Binnenwasserstraßen von einer Vielzahl 
von Politikfeldern berührt werden (z.B. 
Verkehr, Umwelt, Kulturerbe), arbeitet 
das Projekt an einem transnationalen 
Rahmen für stärker strategische und 
konsistente Ansätze zugunsten der Ent-
wicklung multifunktioneller Binnenwas-
serstraßen. Dabei wird eine Vielzahl an 
Initiativen zur Unternehmens- und Pro-
duktentwicklung (z.B. Schiffstouren), zur 
Zugänglichkeit von Wasserstraßen und 
ihrem nachhaltigen Management ge-
schaffen. Das Projekt testet innovative 
Methoden und Instrumente vor Ort und 
liefert somit Beispiele für die europawei-
te Anwendung einzelner Methoden und 
den Transfer von Wissen und Know-how 
über Landesgrenzen. Die Entwicklung 
des Rahmens für die nachhaltige Ent-
wicklung von Binnenwasserstraßen wird 
von einer politischen Referenzgruppe 
begleitet und soll bei Projektende so-
wohl der EU-Kommission als auch der 
Nordseekommission vorgestellt werden, 
um entsprechende Politiken zu beein-
lussen. Das Projekt strebt somit aus-

drücklich die Verbreitung und die Um-
setzung seiner Ergebnisse durch bereits 
bestehende transnationale Institutionen 
bzw. EU-Institutionen an (W  

 G  2011).
Jedes Jahr produziert die EU eine gan-

ze Bandbreite an Politikempfehlungen, 
die auf Standpunkten, Ergebnissen und 
empirischen Belegen von Entschei-
dungsträgern, Netzwerken und ‚policy 
communities‘ basieren. Wenn INTER-
REG B-Projekte, wie das Projekt Water-
ways for Growth, ihre strategischen Do-
kumente und Projektergebnisse gezielt 

streuen, können sie ihre Politikempfeh-
lungen an politische Akteure weiterrei-
chen und ihren Wert für die Regionen 
vermarkten. Im Nordseeraum streben 
zum Stand Apr il 2011 insgesamt 20 Pro-
jekte (von insgesamt 46) die gezielte 
Streuung ihrer Ergebnisse auf einer 
räumlichen Ebene an, die über derjeni-
gen steht, auf der die Projektpartner 
sich be inden. Tabelle 3 gibt einen Ein-
druck von der Bandbreite der beabsich-
tigten Zielgruppen, der Kommunikati-
onskanäle sowie der konkreten Produk-
te, die ‚hochgeladen‘ werden sollen. Die 

Tabelle enthält sechs der sieben konkre-
ten ‚uploading‘-Strategien (eins wurde 
oben schon intensiv beschrieben) sowie 
die fünf Projekte die in beide Kategori-
en fallen (transnationale Institutionen 
und ‚policy uploading‘).

Das Beispiel des Projektes SAWA zeigt, 
dass manche Projekte sowohl Bottom-up- 
als auch Top-down-Ansätze verfolgen. Er-
wähnenswert ist auch, dass sich einige 
Projekte auf EU-Politiken beziehen, die 
sich noch in der Entstehung be inden und 
gezielt Projektergebnisse in Konsultati-
onsverfahren einbringen wollen, z.B. im 

Projektname 'policy uploading' Strategie

Politikempfehlungen für den zukünftigen Masterplan der Nordsee 'Motorways
of the Sea' Task Force, politischer Input für relevante Akteure des 'Motorways
of the Sea'- Konzeptes

StratMoS

Climate Proof
Areas

SAWA

Ballast Water
Opportunity

Vital Rural Areas

TIDE

North Sea SEP

Care North

Cruise Gateway

iTransfer

Clean North Sea
Shipping

Erstellung eines Instrumentariums mit Relevanz für den gesamten Nordsee-
raum, Erstellung eines 'Memorandum of Understanding' zur Präsentation bei 
der Nordseekommission, gezielte Veranstaltungen für politische Akteure, bila-
terale Treffen mit EU Repräsentanten, Input für das Grünbuch 'Adapting to 
Climate Change'

Input für die europäische 'Common Implementation Strategy' Gruppe zur 
Umsetzung der WRRL

Politikempfehlungen für die International Maritime Organisation (IMO), OSPAR,
HELCOM, ICES, harmonisierte Standards für die Zertifizierung von Ballast-
wasser und Einhaltungskontrolle

Erstellung eines 'Rural Power Pack', das auf drei internationalen politischen 
Foren regionalen, nationalen und internationalen Akteuren vorgestellt werden 
soll und sich insbesondere an EU Akteure richtet. Zusammenarbeit mit den 
EU Netzwerken 'network for rural development', 'national rural network' und 
dem Ausschuss der Regionen

Beratung für zukünftige Planungsvorhaben und integriertes Flußmündungs-
management auf verschiedenen Ebenen, Entwicklung einer 'governance box' 
für europäische und nationale Entscheidungsträger, Verbreitung über Kon-
ferenzen und gezielte bilaterale Treffen

Entwicklung von Instrumenten und Richtlinien sowie Investitionsbewertungs-
modelle für europäische und nationale Ebene

Transfer der Ergebnisse an u.a. Städtenetze, Nordseekommission, EU Konsul-
tationen. Definition aller relevanten Zielgruppen im Verlauf des Projektes, ge-
meinsames politisches Memorandum, Einbeziehung von 'Multiplikatorinstitutio-
nen' als Projektpartner, Identifizierung relevanter internationaler Konferenzen 
zur Präsentation der Ergebnisse

Entwicklung von Richtlinien für nachhaltiges Cruiseshipping für alle relevanten 
Nordseehäfen, Entwicklung der Marke 'Green Cruise North Sea' und einer ge-
meinsamen Marketingstrategie, politisches Forum für EU Entscheidungsträger, 
permanente AG 'Cruise Brand North Sea Region', gemeinsame Standards

Politikempfehlungen für die EU 'Clean Shipping Strategy', bilaterale Treffen mit 
nationalen und EU Entscheidungsträgern, Entwicklung eines gemeinsamen 
'Environment Statement', gemeinsames Nordsee-Benchmark-Modells für nach-
haltige Häfen, Transfer der Ergebnisse zur International Maritime Organisation 
(IMO)

Politische Resolution 'Harmonisierte Kofinanzierung und Ausschreibungen für 
Fährdienste' für DG Move und nationale Verkehrsministerien, politische Reso-
lution 'Barrierefreier Zugang zu Fähren für Menschen mit eingeschränkter Mo-
bilität' für DG Move und nationale Verkehrsministerien, Präsentation der Ergeb-
nisse bei der Nordseekommission

Quelle: Eigene Auswertung auf Basis der INTERREG IVB-Projektanträge im Nordseeraum

Nordseeraum
Projekte aus INTERREG IVB mit Ansätzen zum 
'policy uploading' (Auswahl)

Tab. 3: Beispielhafte Projekte aus INTERREG IVB Nordseeraum mit Ansätzen zum ‚policy 
uploading‘
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Zusammenhang mit der zukünftigen 
Transportpolitik der EU.

Die INTERREG B-Programme fordern 
die Verbreitung der Ergebnisse und die 
Demonstration eines entsprechenden 
Kosten-Nutzen-Verhältnisses auch aktiv 
von den Projekten ein. Die Programm-
strukturen zielen dabei sowohl auf das 
Zusammenbringen der Projektergebnis-
se als auch auf deren ‚uploading‘ auf Ebe-
nen höherer öffentlicher Aufmerksam-
keit. Aus Sicht der Programme ist dies 
unter anderem auch auf die Notwendig-
keit zurückzuführen, den Erfolg sowohl 
der einzelnen Projekte als auch der Ge-
samtprogramme für künftige Mittelsiche-
rung aktiv zu fördern und zu bewerben. 
So werden die Projekte aufgefordert, ihre 
Ergebnisse möglichst sowohl horizontal 
als auch vertikal breit zu streuen. Seit der 
2007-2013 Förderperiode müssen alle 
Nordseeprojekte in INTERREG IV B eine 
solide Öffentlichkeitsarbeit liefern und 
entsprechende ‚Communication Plans‘ er-
arbeiten, die u.a. auch eine Zielgruppen-
de inition erfordern (T  N  S  R -

 P  2011), manche Pro-
gramme erfordern sogar explizit die 
Verbreitung der Ergebnisse und Erfolge 
an nationale und europäische Institutio-
nen (N  P  
2011). Für die Kommunikationsaktivitä-
ten der Projekte bedeutet dies natürlich 
entsprechend hohe Anforderungen 
(BBSR 2009, S. 38).

Während die Projektziele in gemeinsa-
mer Anstrengung der verschiedenen lo-
kalen und regionalen Entscheidungsträ-
ger aufgestellt wurden und dementspre-
chend lokale und regionale Bedürfnisse 
widerspiegeln, bedeutet dies auf Projekt-
ebene, dass die Effekte der Projekte durch 
das Anheben auf ein transnationales Ni-
veau sich gegenüber dem erhöhen, was in 
lokaler oder regionale Eigenarbeit mög-
lich wäre. Dies betrifft auch Themen, die 
bisher noch gar nicht auf EU oder transna-
tionaler Ebene diskutiert wurden, wie z.B. 
die integrierte Nutzung der europäischen 
Binnenwasserstraßen. Andere Projekte 
beziehen sich direkt auf existierende Ar-
beitsgruppen, die sich mit der Entwick-
lung politischer Strategien auf EU Ebene 

befassen. Somit können Regionen die EU-
Förderung nicht nur dafür nutzen, ihre ei-
genen Vorstellungen weiter zu entwickeln 
bzw. umzusetzen, sondern auch für die 
Beein lussung europäischer politischer 
Agenden durch die Verbreitung ihrer ‚Best 
Practice‘-Beispiele und der Relevanz der 
auf regionaler Ebene identi izierten Her-
ausforderungen. Projekte können einen 
noch größeren Ein luss haben und ihre 
Lobbykapazitäten multiplizieren, wenn 
sie Cluster mit ähnlichen Projekten, viel-
leicht sogar in anderen Kooperationsräu-
men, bilden. Zusammengenommen er-
höht dies die gemeinsame Wahrnehmung 
der Herausforderungen der europäischen 
Regionalentwicklung. Der Clusteransatz 
wird derzeit im INTERREG-IV-B-Nordsee-
programm erstmals erprobt und ermög-
licht zusätzliche Förderung von themati-
schen Projektzusammenschlüssen. 

B. Bildung transnationaler 
Institutionen 
Zehn Universitäten, Fachhochschulen 
und Forschungseinrichtungen rund um 
die Nordsee haben sich im Projekt Nor-
thern Maritime University zusammenge-
schlossen, um eine Dachmarke für aka-
demische Ausbildung in der maritimen 
Wirtschaft zu etablieren. Die Bildungs-
einrichtungen optimieren dabei ihre 
Quali izierungsangebote, stimmen die-
se untereinander ab und richten sie spe-
zi ischer auf den Bedarf und die Erwar-
tungen der maritimen Wirtschaft aus. 
Im Ergebnis sollen ein Qualitätslabel für 
die maritime akademische Ausbildung 
und ein abgestimmter Lehrplan als 
Grundlage eines wettbewerbsfähigen 
Bildungsniveaus der nordeuropäischen 
Seeverkehrsindustrie entstehen. Es wer-
den modularisierte Weiterbildungsan-
gebote und die Mobilität der Studieren-
den zwischen den Netzwerkhochschulen 
gefördert. Der Kern liegt dabei vor allem 
in E-Learning-Angeboten, mit denen 
Lehrende, Studierende und Branchen-
vertreter sich vernetzen und einen ge-
meinsamen Qualitätsstandard in der 
Lehre erreichen können. Studierende be-
kommen somit Zugang zu Wissen, das 
nicht an ihrer eigenen Hochschule ver-

fügbar ist (N  M  U -
 2011). 

Ein ganz spezi isches Ergebnis von IN-
TERREG B-Projekten kann also auch die 
Bildung neuer Institutionen auf transna-
tionaler oder auch europäischer Ebene 
sein, die ohne INTERREG nicht zustande 
gekommen wären, oder aber auch die Ko-
ordination nationaler Politiken auf trans-
nationaler Ebene. Die europäischen Re-
gionen sind in unterschiedlichster Art 
voneinander abhängig, sei es durch geo-
graphische Faktoren wie Flüsse, die Re-
gionen verschiedener Ländern verbinden 
oder durch funktionale Abhängigkeiten 
im Umweltschutz oder in der Wirt-
schaftsentwicklung. Wenn horizontaler 
Transfer zu gemeinsamen Abkommen 
führt, können Regionen Politiken auf su-
pranationaler Ebene koordinieren, wie 
z.B. auch bei Projekten zum Thema Hoch-
wasserschutz. Dabei werden nationale, 
regionale und andere Identitäten im eu-
ropäischen Kontext neu de iniert, wenn 
Akteure auf den unterschiedlichsten Ebe-
nen europäischer Governance zusammen 
arbeiten.

So behandeln auch viele INTERREG B-
Projekte Themengebiete, die auf nationa-
ler oder supranationaler Ebene bisher 
wenig thematisiert wurden. Dabei geht 
es in der Regel weniger um technische In-
novationen, sondern um innovative Pro-
zesse und Arbeitsweisen, die die Basis für 
weitere Aktivitäten in den entsprechen-
den Bereichen legen. Transnationale In-
stitutionen entstehen im Nordseeraum 
z.B. im Bildungsbereich (siehe Beispiel 
Northern Maritime University), zwei wei-
tere Projekte entwickeln allgemein zu-
gängliche Weiterbildungsplattformen. 
Daneben ist die Entwicklung gemeinsa-
mer Standards wichtig und gleich drei 
Projekte entwickeln transnationale Stan-
dards im maritimen Bereich. Weitere An-
sätze für transnationale Institutionen 
sind permanente Arbeitsgruppen zum 
Lobbying und standardisierte IKT-An-
wendungen.

INTERREG B-Projekten kann es gelin-
gen, regionale Akteure zusammen zu 
bringen, die auf Grundlage der gemein-
sam identi izierten Herausforderungen 
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für die Regionalentwicklung zusammen 
an der Entwicklung von Verfahrensnor-
men, Regulierungsweisen und gemeinsa-
men politische Zielen arbeiten (B  et 
al. 2006, S. 520). Dies kann zur Entwick-
lung von gemeinsamen Standards, Mar-
ken, Instrumenten oder Prozessen füh-
ren, die später auf transnationaler bzw. 
europäischer Ebene institutionalisiert 
werden. Gemeinsamen Standards und 
Prozessen zuzustimmen, setzt dabei eine 
gewisse Konvergenz im Denken in Bezug 
auf Schlüsselfragen voraus bzw. zumin-
dest ein Bewusstsein für ihre Verbunden-
heit über nationale Grenzen (D  u. N -

 2007, S. 375). Prozesse des ‚institu-
tion-building’ auf transnationaler Ebene 
sind dabei weitaus mehr als Prozesse 
von einfachem „Hochladen“ nationaler 
Präferenzen und Politiken auf ein höhe-
res Niveau; sie sind interaktive und ite-
rative Prozesse, die von Veränderungen 
auf (sub)nationaler Ebene begleitet wer-
den, die die Umsetzung der beschlosse-
nen Regeln erst möglich machen. Darü-
ber hinaus sind INTERREG B-Projekte 
oftmals geeignet, die praktische Umset-
zung bereits bestehender staatenüber-
greifender Übereinkünfte, wie z.B. der Al-
penkonvention oder der trilateralen Wat-
tenmeer-Zusammenarbeit, maßgeblich 
zu befördern.

Harmonisierungsprozesse durch Bot-
tom-up-Europäisierung sind durch die 
Schaffung transnationale Institutionen in 
vielen Fällen ureigenes Ziel. Auf R -

s Konvergenzkontinuum sind in diesem 
Zusammenhang also auch ‚Entschei-
dungskonvergenz‘ oder sogar ‚Ergebnis-
konvergenz‘ möglich.

Diskussion der Ergebnisse
Der vorliegende Artikel hat versucht, ei-
nen Beitrag zur Identi izierung der Ein-
lusskanäle zu leisten, die es in und 

durch INTERREG B-Projekte gibt. Drei 
Hauptrichtungen von Ein luss durch IN-
TERREG B konnten ausgemacht werden: 
horizontaler Transfer und vertikale Ka-
näle in sowohl Top-down- und Bottom-
up-Richtung.

Horizontale Europäisierung bedeutet, 
dass Regionen ihr Wissen und ihre Stra-

tegien miteinander teilen; ein Prozess, 
der zu Anpassung und “kognitiver Kon-
vergenz” führen kann. Top-down-Euro-
päisierung durch INTERREG B unter-
stützt und verbessert die Umsetzung von 
EU-Politik auf nationaler und regionaler 
Ebene, während Bottom-up-Europäisie-
rung Regionen erlaubt, ihre Prioritäten 
und Politiken auf transnationales und eu-
ropäisches Niveau hoch zu laden. Die 
Umsetzung gemeinsamer Politiken in Be-
reichen, in denen die EU kein Mandat 
hat, sind durch zwischenstaatliche Initi-
ativen wie das EUREK oder die TAEU 
möglich gemacht worden. Dieser Ein-
lusskanal hat allerdings in der gegen-

wärtigen Strukturfondsperiode stark an 
Bedeutung eingebüßt, da die INTERREG 
B-Programme weniger auf die Anwen-
dung des EUREK oder der TAEU angelegt 
sind, sondern mehr der Innovations- und 
Nachhaltigkeitspolitik der EU dienen sol-
len. Deutlich wird auch, dass innerhalb 
einzelner Projekte die Ein lusskanäle oft-
mals vielfältiger Art sind. Weiterer For-
schungsbedarf besteht in der Bewertung, 
wie INTERREG-Projekte diese Kanäle bis-
her genutzt haben. Dabei kann die erste 
Auswertung von Projekten im Nordsee-
raum nur ein Anfang sein. Darüber hin-
aus wäre es interessant, die Erfahrungen, 
die Projektakteure bei der Verfolgung der 
einzelnen Ansätze gemacht haben, zu 
evaluieren sowie der Frage nachzugehen, 
wo Effekte eventuell sichtbarer gewor-
den sind. 

Die Erschließung verschiedener Euro-
päisierungskanäle durch transnationale 
Kooperation in INTERREG ist auch im 
Zusammenhang der Evolution der IN-
TERREG-Programme von der ersten Ini-
tiative in den 1990er Jahren bis heute zu 
sehen. Effekte der horizontalen Europä-
isierungskanäle lassen sich bis in die 
Anfangszeit transnationaler Kooperati-
on unter INTERREG II C zurück verfol-
gen, als durch den Erfahrungsaustausch 
der Projektpartner untereinander und 
den Austausch von best practice erste 
Beiträge zum Au bau eines gemeinsamen 
europäischen Vokabulars geleistet wer-
den und Konzepte und Strategien aus an-
deren Zusammenhängen übernommen 

werden konnten. In der Förderperiode 
von INTERREG III B ab 2000 lieferten 
Projekte vermehrt konkretere Ergebnis-
se und ermöglichten , die Ziele des da-
mals neu verabschiedeten EUREK aktiv 
umzusetzen. Somit wurden die Program-
me auch prinzipiell bedeutsam für Top-
down-Europäisierungsprozesse. Es 
spricht einiges dafür, dass sich der Effekt 
zwischenstaatlicher Initiativen allerdings 
in Grenzen gehalten hat. Dies mag auch 
damit zusammenhängen, dass entspre-
chende Aspekte für Projektakteure wohl 
nie im Vordergrund des eigenen Interes-
ses standen (D  et al. 2010) und somit 
eher Nebeneffekte und indirekte Effekte 
blieben. Zunächst ist dieser Kanal nun 
weniger wichtig geworden, nur noch we-
nige Operationelle Programme enthalten 
konkrete Bezüge zur TAEU oder dem EU-
REK und nur noch wenige Kooperations-
räume nutzen den Bezug zur TAEU als 
Auswahlkriterium für Projekte (z.B. 
Nordwesteuropa). 

Zum Ende von INTERREG III B wurde 
vermehrt darauf hingewiesen, dass die 
stärkere Konkretheit von Projekten oft-
mals lediglich auf lokaler und regionaler 
Ebene Effekte hinterließ, aber nur weni-
ge transnationale. Die transnationalen 
Programme verpassten sich darau hin ei-
nen weiteren ‚Qualitätsschub‘, der v.a. die 
Transnationalität von Projekten, ihren 
Umsetzungsbezug und strategischen Ge-
halt ins Auge fasste. Für Investitionen be-
deutet dies beispielsweise, dass sie einen 
transnationalen Charakter aufweisen 
müssen. Hierfür wird z.B. die Bildung 
transnationaler Institutionen gefördert. 
Der Umsetzungsbezug zielt in erster Li-
nie darauf ab, produzierte Empfehlungen, 
Handbücher und Aktionspläne auch tat-
sächlich umzusetzen, was in vielen Fällen 
nicht nur von den Projektpartnern selbst, 
sondern auch von übergeordneten Ebe-
nen getan werden kann bzw. für ihre Ver-
breitung auch getan werden sollte. Dies 
bezieht in vielen Fällen aktives ‚policy 
uploading‘ ein. Weiterhin werden durch 
die Verschiebung des Instruments IN-
TERREG auf den politischen Fokus der 
Gemeinschaftspolitiken Projekte dazu 
aufgerufen, aktiv zu deren Umsetzung 
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beizutragen. Inzwischen gibt es eine gan-
ze Reihe von Projekten, deren originäres 
Ziel und Ausgangspunkt der Beitrag zu 
entsprechenden Politiken ist. Akteure vor 
Ort sind ohnehin zur Umsetzung der EU-
Politiken verp lichtet und können den IN-
TERREG-Rahmen dazu nutzen, sich hie-
rüber mit anderen Partnern auszutau-
schen und die Umsetzung zu optimieren. 
Somit haben also auch Veränderungen 
der Programme zur Erschließung weite-
rer Europäisierungskanäle beigetragen.

Obwohl im Prinzip gezeigt werden 
konnte, dass INTERREG-Projekte sowohl 
Kanäle horizontaler als auch vertikaler 
Europäisierung nutzen, bedeutet dies 
nicht automatisch, dass diese Kanäle 
überall in Europa dieselbe Form anneh-
men und dieselben Effekte haben müs-
sen. Mit hoher Wahrscheinlichkeit bedür-
fen die Kanäle bestimmter Rahmenbedin-
gungen, die durchaus von Mitgliedstaat 
zu Mitgliedstaat unterschiedlich sein 
werden. Während der generelle Charak-
ter horizontaler Europäisierungsprozes-
se ähnlich sein wird, wann immer Akteu-
re zum Austausch von Erfahrungen und 
Konzepten zusammenkommen, könnten 
vertikale Prozesse in Europa aufgrund 
unterschiedlicher Gesellschaftsmodelle, 
Planungssysteme und institutioneller Ka-
pazität sehr unterschiedlich aussehen. Im 
Bezug auf Top-down-Prozesse könnte das 
‚Internal Market Scoreboard‘ der EU Hin-
weise liefern (E  K  
2010). Dieses kommt zum Schluss, dass 
die Umsetzung von EU-Gesetzgebung auf 
Ebene der Mitgliedstaaten für einige 
Staaten eine größere Herausforderung 
als für andere darstellt. Die Anzahl nicht 
korrekt oder nicht termingerecht umge-
setzter Direktiven ist besonders in Süd- 
und Osteuropa hoch, aber auch in Frank-
reich und Belgien (ibid., S. 14). Dies könn-
te bedeuten, dass Hilfestellungen in der 
Umsetzung von Fachpolitiken durch IN-
TERREG in diesen Staaten besonders 
nützlich sind oder aber umgekehrt, dass 
entsprechende Prozesse in diesen Staa-
ten aufgrund z.B. anderer institutioneller 
Kapazitäten ungleich schwieriger sein 
können. Im Bezug auf Bottom-up-Prozes-
se mögen das Vertrauen und der Glaube 

von Akteuren in ihre eigenen Fähigkeiten, 
politische Prozesse in ihren Regionen be-
ein lussen zu können, zwischen den Mit-
gliedstaaten variieren. Hier würde sich 
weiterer Forschungsbedarf ergeben. Da-
rüber hinaus mag sich zwischen einzel-
nen INTERREG-Kooperationsräumen 
auch der Grad unterscheiden, zu dem 
Projekte tatsächlich ‚transnational‘ auf-
gestellt sind und dadurch überhaupt zu 
Europäisierungseffekten führen können.

Die Identi izierung der potenziellen po-
litischen Ein lusskanäle in einem Instru-
ment wie INTERREG B und die Analyse 
ihrer Wirkungsmechanismen ist eine 
wichtige Voraussetzung bei der Diskussi-
on um Qualitätsaspekte sowohl von Pro-
jekten als auch von Programmen. Die Be-
wertung und Evaluation von INTERREG 
Erfolgen beruht, ähnlich wie in anderen 
Elementen der Strukturfonds, bisher sehr 
stark auf quantitativen, indikatorenge-
stützten Methoden, die die Wirtschaft-
lichkeit, Ef izienz und Effektivität der 
Programme rekapitulieren sollen 
(B  u. W  2006). INTERREG B 
Projekte wurden bisher vor allem in Be-
zug auf ihre ‚grei baren‘ Ergebnisse be-
wertet, obwohl ein großer Teil des Nut-
zens transnationaler Kooperation von 
weniger grei barem Charakter ist. Die 
Schwäche summativer Evaluation liegt in 
ihrer Fokussierung auf quantitativ mess-
bare Ergebnisse und Wirkungen. Prozes-
suale Fragen darüber, wie diese produ-
ziert wurden oder wie sie verwendet 
werden, kann sie weniger gut berücksich-
tigen. Summative Evaluation lässt Pro-
jekt- und Programmakteure in einer eher 
passiven Position zurück, in der die Fra-
ge nach dem “warum” von Evaluationser-
gebnissen und der kausalen Mechanis-
men, die zu positiven oder negativen Er-
gebnissen führen, nicht behandelt wird. 
Dies wiederum schränkt den Spielraum 
für Lernen und entsprechende Verände-
rungen stark ein. Wenn aber INTERREG-
Akteure auf Projekt- und Programmebe-
ne über die Bewertungen von Projekten 
auf Grundlage statischer Outputs hinaus 
gehen wollen, kann die Analyse der Ein-
lusskanäle von INTERREG B-Projekten 

dabei helfen, die für den mittel- und lang-

fristigen Erfolg von Projekten und Pro-
grammen entscheidend sind. Hierzu hofft 
dieser Beitrag durch die Systematisie-
rung möglicher Ein lusskanäle in einem 
ersten Schritt beizutragen. Zwischen den 
verschiedenen Aspekten horizontaler 
und vertikaler Prozesse zu differenzieren, 
könnte auch die Legitimität der INTER-
REG-Programme erhöhen, wenn gezeigt 
werden kann, dass diese inzwischen weit 
über rein horizontale Austauschprozesse 
hinaus gehen und einen deutlichen Nut-
zen für Akteure auf allen Ebenen (auch 
der EU) bieten.

Das Verständnis für die Transferkanäle 
erlaubt Projektakteuren, von diesen Ka-
nälen aktiv Gebrauch zu machen und so-
mit den langfristigen Nutzen der Projekt-
ergebnisse zu beein lussen. Programm-
akteuren wiederum erlaubt es, ein 
besseres Verständnis für die Projekte und 
ihre Wirkungsweisen zu entwickeln und 
dafür, was ein “gutes Projekt” ausmacht, 
sowie davon, welche unterstützenden 
Umstände INTERREG B-Projekte und 
Programme brauchen, um ihre Wirkun-
gen und Relevanz zu erhöhen.

Die Autorin bedankt sich herzlich beim 
Gemeinsamen Technischen Sekretariat 
des INTERREG-IV-B-Nordseeraumes für 
die Bereitstellung der Daten.
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